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1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung Schönkirchen vom 30. 
September 2014. Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Abdruck in 
den Schönkirchener Nachrichten am 05. November 2014 erfolgt. 

 
2. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB wurde am 25. November 

2014 im Rahmen einer öffentlichen Informationsveranstaltung durchgeführt. 
 
3. Die Gemeindevertretung hat am 08. Dezember 2015 eine Änderung des Aufstellungsbeschlusses 

beschlossen. Der geänderte Aufstellungsbeschluss wurde am 05. Februar 2016 durch Abdruck in den 
Schönkirchener Nachrichten ortsüblich bekanntgemacht. 

  
4. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können, 

wurden gemäß § 4 Abs. 1 i. V. m. § 3 Abs. 1 BauGB am 02. November 2017 in Rahmen eines 
Scopingtermins unterrichtet und zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert. 

 
5. Die Gemeindevertretung hat am 13. Dezember 2017 den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 44 mit 

Begründung beschlossen und gemäß § 3 Abs. 2 BauGB zur Auslegung bestimmt. Die 
verfahrensleitenden Beschlüsse wurden auf den Ausschuss für Bauwesen und Umwelt delegiert. 

 
6. Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 44, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil 

B), sowie die Begründung haben in der Zeit vom 15. Januar  2018 bis einschließlich 15. Februar 2018 
während der Öffnungszeiten nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung 
wurde mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich 
oder zur Niederschrift geltend gemacht werden können, am 05. Januar 2018 durch Abdruck in den 
Schönkirchener Nachrichten ortsüblich bekannt gemacht. Der Inhalt der Bekanntmachung der 
Auslegung der Planentwürfe und die nach § 3 Abs. 2 BauGB auszulegenden Unterlagen wurden unter 
www.schoenkirchen.de zur Beteiligung der Öffentlichkeit zusätzlich ins Internet eingestellt. 

 
7. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können, 

wurden gem. § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom 17. Januar 2018 zur Abgabe einer Stellungnahme 
aufgefordert. 

 
8. Der Ausschuss für Bauwesen und Umwelt hat die abgegebenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit und 

der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange am 27. Juni 2018 geprüft. Das Ergebnis wurde 
mitgeteilt. 

 
9. Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 44 wurde nach der öffentlichen Auslegung (Nr. 6) geändert. Der 

Ausschuss für Bauwesen und Umwelt hat am 27. Juni 2018 den geänderten Entwurf des 
Bebauungsplanes Nr. 44 mit Begründung beschlossen und zur erneuten Auslegung bestimmt. 

 
10. Der geänderte Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 44, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und 

dem Text (Teil B), sowie die Begründung haben in der Zeit vom 15. August  2018 bis einschließlich 17. 
September 2018 während der Öffnungszeiten nach § 4a Abs. 3 BauGB erneut öffentlich ausgelegen. 
Die öffentliche Auslegung wurde mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist 
von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift geltend gemacht werden können, am 06. August 2018 
durch Abdruck in den Schönkirchener Nachrichten ortsüblich bekannt gemacht. Der Inhalt der 
Bekanntmachung der Auslegung der Planentwürfe und die nach § 3 Abs. 2 BauGB auszulegenden 
Unterlagen wurden unter www.schoenkirchen.de zur Beteiligung der Öffentlichkeit zusätzlich ins Internet 
eingestellt. 

 
11. Die erneute Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4a Abs. 3 

BauGB wurde mit Schreiben vom 12. Juli 2018 durchgeführt. 
 
 
 
 
 
 
 
 Schönkirchen, den  Siegelabdruck    Der Bürgermeister 
 
12. Der katastermäßige Bestand am 12. November 2018 sowie die geometrischen Festlegungen der neuen 

städtebaulichen Planung werden als richtig bescheinigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 Kiel, den    Siegelabdruck    Öffentl. best. Verm. -Ing. 
 
13. Die Gemeindevertretung hat die abgegebenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und 

sonstigen Träger öffentlicher Belange am 05. November 2018 geprüft. Das Ergebnis wurde mitgeteilt. 

 
14. Die Gemeindevertretung hat den Bebauungsplanes Nr. 44, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) 

und dem Text (Teil B), am 05. November 2018 als Satzung beschlossen und die Begründung durch 
(einfachen) Beschluss gebilligt.  

 
 
 
 
 
 
 
 Schönkirchen, den  Siegelabdruck    Der Bürgermeister 
 
15. Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wird 

hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen. 
 
 
 
 
 
 
 
 Schönkirchen, den  Siegelabdruck    Der Bürgermeister 
 
16. Der Beschluss des Bebauungsplanes Nr. 44 durch die Gemeindevertretung sowie Internetadresse der 

Gemeinde und die Stelle, bei der der Plan mit Begründung und zusammenfassender Erklärung auf 
Dauer während der Sprechstunden von allen Interessierten eingesehen werden kann und die über den 
Inhalt Auskunft erteilt, sind am 07. Januar 2019 durch Abdruck in den Schönkirchener Nachrichten 
ortsüblich bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit, eine Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung einschließlich der sich ergebenden 
Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) sowie auf die Möglichkeit, Entschädigungsansprüche geltend zu 
machen und das Erlöschen dieser Ansprüche (§ 44 BauGB) hingewiesen worden. Auf die 
Rechtswirkungen des § 4 Abs. 3 GO wurde ebenfalls hingewiesen. Die Satzung ist mithin am                      
08. Januar 2019 in Kraft getreten.  

 
 
 
 
 
 
 
 Schönkirchen, den          Siegelabdruck   Der Bürgermeister 

 
 
 
8.3 Hinweise zum Immissionsschutz - Gewerbelärm 

1. 
Die Vorgaben der TA Lärm für Immissionsorte innerhalb des Geltungsbereiches haben zur Folge, dass 
eine vollständige Ausschöpfung der ermittelten Zusatzkontingente in besonderen Fällen nicht möglich 
ist, wenn in der betreffenden Richtung auf dem benachbarten Grundstück innerhalb des Geltungs-
bereiches schutzbedürftige Räume angeordnet sind. Da die Einhaltung der Immissionsrichtwerte der   
TA Lärm für schutzbedürftige Räume auch auf benachbarten gewerblichen Grundstücken zu 
gewährleisten ist, begrenzt sich in diesem Fall das maximale Emissionskontingent auf 65 dB(A)/m² 
tags und auf 50 dB(A)/m² nachts und entspricht damit den Immissionsrichtwerten der TA Lärm für 
Gewerbegebiete. 
 
2. 
Die Bauherren müssen im Baugenehmigungsverfahren durch die Vorlage einer schalltechnischen 
Untersuchung nachweisen, dass ihr Betrieb die zulässigen Emissionskontingente und Zusatz-
kontingente einhält. 

 
8.4 Hinweis zum Artenschutz 

Es sind artenschutzrechtliche Maßnahmen durchzuführen, damit die Verbotstatbestände nach § 44 
Bundesnaturschutzgesetz nicht eintreten. Die artenschutzrechtlichen Maßnahmen werden im Arten-
schutzbericht (Büro Bioplan, Neumünster, 24.11.2017) beschrieben. Im Artenschutzbericht wird 
zwischen artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen (AV1 bis AV4) und artenschutzrechtlichen 
Ausgleichsmaßnahmen (AA1 bis AA4) unterschieden. Die artenschutzrechtlichen Ausgleichs-
maßnahmen AA1 bis AA3 sind identisch mit den naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen, die 
zum Ausgleich der Eingriffe in die einzelnen Schutzgüter erbracht werden müssen (Eingriffsregelung). 
Die artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahme AA4 bezieht sich ausschließlich auf den Artenschutz. 
Alle artenschutzrechtlichen Maßnahmen sind zwingend einzuhalten (bei Fristen) bzw. umzusetzen. 
 

8.5 Hinweis zum Denkmalschutz 
Wer Kulturdenkmale entdeckt, z.B. bei Erdarbeiten, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die 
Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde, d.h. dem Archäologischen Landesamt in Schleswig, 
mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht für den Eigentümer des Grundstücks, auf dem der Fundort liegt, 
und für den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung des Funds geführt haben. Das Kulturdenkmal und 
die Fundstätte sind bis zum Eintreffen eines Vertreters der oberen Denkmalschutzbehörde in einem 
unveränderlichen Zustand zu erhalten (siehe § 15 Denkmalschutzgesetz). 
 

8.6 Hinweis zu den Kampfmitteln 
Zufallsfunde von Munition sind nicht gänzlich auszuschließen. Sie sind unverzüglich der Polizei zu 
melden. Aufgrund der Gefahr, die von der Munition ausgehen kann, darf sie nicht bewegt oder 
aufgenommen werden. Der Fundort ist bis zum Eintreffen der Polizeit zu sichern. 
 

8.7 Einsichtnahme von Vorschriften 
Die DIN 4109, 45691 und 18005 können während der Dienstzeiten in der Amtsverwaltung, Dorfplatz 2, 

in Heikendorf, eingesehen werden. 

 

7.5 Neuanlage einer Hecke 

 

Die Hecke ist zweireihig zu pflanzen. Hierbei ist von folgenden Gehölzarten eine Auswahl zu treffen: 
Weißdorn, Hasel, Schlehe, Holunder, Gemeiner Schneeball, Wildrose und Obstgehölze. Die Hecke ist 
dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang einzelner Gehölze sind Ersatzpflanzungen unter Verwendung der 
vorgenannten Gehölzarten vorzunehmen. 

 

7.6 Pflanzung von Bäumen 

 

An der Planstraße A sind innerhalb des Parkstreifens insgesamt 21 Laubbäume zu pflanzen. An den 
Planstraßen B und C sind insgesamt 7 Laubbäume zu pflanzen. Die Baumstandorte müssen jeweils 
eine Pflanzfläche von mindestens 8 m² aufweisen. Die Pflanzflächen dürfen weder versiegelt noch 
befestigt werden. Für die Bäume ist die folgende Pflanzqualität zu wählen: Hochstamm, dreimal 
verpflanzt (3xv), 16 - 18 cm Stammumfang. Folgende Baumarten sind zulässig: Hainbuche, Feldahorn, 
Baumhasel, Schwedische Mehlbeere, Echte Mehlbeere, Zierbirne und Zierapfel. Die Bäume sind zu 
pflegen und dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang eines Baumes ist eine Ersatzpflanzung unter 
Verwendung einer der vorgenannten Baumarten vorzunehmen. 
 

7.7 Bepflanzung von Böschungen 

 

Die Böschungen, die auf den Gewerbegrundstücken aufgrund von Erdarbeiten zur Herstellung eines 
ebenen Baugrundes entstehen, sind, sofern sie eine Höhe von mindestens 1,75 m aufweisen, 
flächendeckend mit einheimischen, standortgerechten Sträuchern zu bepflanzen. Hierbei ist von 
folgenden Straucharten eine Auswahl zu treffen: Weißdorn, Hasel, Schlehe, Holunder, Gewöhnlicher 
Schneeball, Roter Hartriegel, Gemeines Pfaffenhütchen und Hundsrose. Die Bepflanzungen sind zu 
pflegen und dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang von Gehölzen ist eine Ersatzpflanzung unter 
Verwendung der vorgenannten Straucharten vorzunehmen. 
 

8. Hinweise 

 
8.1 Hinweise zur Zulässigkeit von Baumaßnahmen in den Bauflächen Nr. 15a und 15b sowie im Bereich 

der Planstraße B 
Die Bauflächen Nr. 15a und 15b liegen innerhalb des Leitungsschutzbereiches in Bezug auf die 110-
kV-Freileitung (Hochspannungsleitung). Das gleiche gilt für einen Abschnitt der Planstraße B. Alle 
Baumaßnahmen, die innerhalb des Leitungsschutzbereiches vorgesehen sind, bedürfen der 
Genehmigung durch die Schleswig-Holstein Netz AG. Die Schleswig-Holstein Netz AG ist die 
Betreiberin der 110-kV-Freileitung. 
 
Für den Leitungsschutzbereich bestehen zusätzlich folgende Auflagen: 
 

 Der Lage- und Profilplan der Schleswig-Holstein Netz AG (e-on Netz) mit den zulässigen Arbeits- 
und Bauhöhen innerhalb des Leitungsschutzbereiches in Bezug auf die bestehende 110-kV-
Freileitung zwischen' Mast 008' und 'Mast 009', Stand: 22.08.2018, ist zu beachten (siehe Anlage 
zur Begründung). 

 Die Oberkante der Fahrbahn der Planstraße B darf in dem Abschnitt, der im Leitungsschutzbereich 
liegt, 28,70 m über NN nicht überschreiten. 

 Für weitere Einbauten an der Planstraße B, wie z. B. Straßenbeleuchtung, sind die maximalen 
Bau- und Arbeitshöhen (siehe Lage- und Profilplan) anzusetzen. 

 Bäume dürfen innerhalb des Leitungsschutzbereiches nur bis zu einer maximalen Aufwuchshöhe 
von 30 m über NN angepflanzt werden. Sofern diese maximalen Höhen überschritten werden, 
muss der Rückschnitt durch den jeweiligen Grundstückseigentümer auf eigene Kosten erfolgen. 

 Bereits in der Planungsphase muss berücksichtigt werden, dass alle Arbeiten mit Betrieb der 
110-kV-Leitung erfolgen und die genannten Schutzabstände zwingend eingehalten werden 
müssen. Die Hinweise und Erläuterungen im 'Merkheft für Baufachleute' (herausgegeben von der 
Schleswig-Holstein Netz AG) sind zu beachten. 

 
8.2 Hinweise zur Berücksichtigung der Hochspannungsleitung (110-kV-Leitung) 

Im Nahbereich von Freileitungen mit einer Spannung von 110 kV soll bei der Errichtung von 
Wohngebäuden, Kindergärten, Spielplätzen und ähnlichen Einrichtungen zum Aufenthalt von 
Menschen ein seitlicher Mindestabstand von 10 m zu den äußeren Leitern nicht unterschritten werden 
oder die Einhaltung der Grenzwerte für die elektrische Feldstärke und die magnetische Flussdichte 
nach den §§ 3 und 4 der 26. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über elektromagnetische Felder - 26. BImSchV) vor einer entsprechenden Bebauung 
nachgewiesen werden. 

 
6.2 Verkehrslärm 

Im Feld mit der Bezeichnung LPB IV ist zur Einhaltung unbedenklicher Innenraumpegel in schutz-
bedürftigen Räumen im Sinne der DIN 4109-1 (Schallschutz im Hochbau, Teil 1: 
Mindestanforderungen) das erforderliche gesamte Bau-Schalldämmmaß der Außenbauteile gemäß 
Lärmpegelbereich IV der DIN 4109-1 für alle der Planstraße A zugewandten und senkrecht zu dieser 
liegenden Fassaden bis zu einer Tiefe von 2,00 m (Bauflächen Nr. 6, 7, 8 und 13) bzw. von 5,00 m 
(Bauflächen Nr. 4 und  5) vorzusehen. An den zu der Planstraße A abgewandten Gebäudefassaden 
kann der Lärmpegelbereich III gewählt werden.  

Im Feld mit der Bezeichnung LPB III ist zur Einhaltung unbedenklicher Innenraumpegel in 
schutzbedürftigen Räumen im Sinne der DIN 4109-1 das erforderliche gesamte Bau-Schalldämmmaß 
der Außenbauteile gemäß Lärmpegelbereich III der DIN 4109-1 für alle der Planstraße A zugewandten 
und senkrecht zu dieser liegenden Fassaden vorzusehen. 

Im Feld mit der Bezeichnung LPB IV* ist zur Einhaltung unbedenklicher Innenraumpegel in 
schutzbedürftigen Räumen im Sinne der DIN 4109-1 das erforderliche gesamte Bau-Schalldämmmaß 
der Außenbauteile gemäß Lärmpegelbereich IV der DIN 4109-1 für alle der Bundesstraße B 502 
zugewandten und senkrecht zu dieser liegenden Fassaden vorzusehen. An den zu der Bundesstraße 
B 502 abgewandten Gebäudefassaden kann der Lärmpegelbereich III gewählt werden. 

BFL 11 BFL 11 52 36 

BFL 12 BFL 12 52 36 

BFL 13 BFL 13 52 36 

BFL 14 BFL 14 53 40 

BFL 15 a BFL 15 a1 53 40 

BFL 15 a2 52 35 

 

BFL 15 b 

BFL 15 b1 52 36 

BFL 15 b2 52 35 

BFL 15 b3 50 34 

BFL 16 BFL 16 53 40 

 

Für die im Lageplan dargestellten Richtungssektoren mit Bezugspunkt x = 32579000,00 / y = 
6022100,00 (nach UTM ETRS 89) erhöhen sich die Emissionskontingente LEK um die in der folgenden 
Tabelle dargestellten Zusatzkontingente LEK,zus. Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit des 
Vorhabens erfolgt nach DIN 45691, Abschnitt 5, wobei in den Gleichungen (6) und (7) für außerhalb 
des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 44 gelegene Immissionsorte im jeweiligen 
Richtungssektor LEK durch LEK + LEK,zus zu ersetzen ist. Die Summe darf einen Wert von maximal 65 
dB(A)/m² tags und nachts nicht überschreiten. 

 

Sektor Anfang 

[°] 

Ende 

[°] 

Zusatzkontingent 

LEK,T,zus 

[dB(A)/m²] 

LEK,N,zus 

[dB(A)/m²] 

A 48 127 7 2 

B 127 150 0 7 

C 150 168 10 0 

D 168 190 11 11 

E 190 275 17 20 

F 275 345 10 11 

G 345 48 6 7 

 

Bei der Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens sind Immissionsorte außerhalb 
des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 44 zu berücksichtigen.  

Die Berechnung der Immissionsanteile an den maßgebenden außerhalb des Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes Nr. 44 gelegenen Immissionsorten aus den festgesetzten Emissionskontingenten 
und den Zusatzkontingenten ist nach Vorgaben der DIN 45691 ohne Berücksichtigung von 
Abschirmungen, Reflexionen oder anderen akustischen Parametern durchzuführen. 

Ein Betrieb ist zulässig, wenn der nach TA Lärm berechnete Beurteilungspegel Lr am jeweils 
betrachteten Immissionsort innerhalb der oben genannten Richtungssektoren den Immissionsanteil 
einhält oder unterschreitet, der aus dem für das Betriebsgrundstück festgesetzten 
Emissionskontingent zuzüglich Zusatzkontingent berechnet wird. 

Ein Vorhaben ist auch dann zulässig, wenn der nach TA Lärm berechnete Beurteilungspegel Lr am 
jeweils betrachteten Immissionsort den Immissionsrichtwert nach TA Lärm um mindestens 15 dB(A) 
unterschreitet. 

Für Immissionsorte innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 44 sind die allgemein 
gültigen Regelungen der TA Lärm zu berücksichtigen. 

 
 

1. Art der baulichen Nutzung  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 8 BauNVO, § 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO) 

1.1  In dem Gewerbegebiet (GE) sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO in Verbindung mit § 1 Abs. 9 BauNVO 

Einzelhandelsbetriebe ausgeschlossen. 
 

Ausnahmsweise sind Einzelhandelsbetriebe bis zu einer Größe von insgesamt max. 300 m² Verkaufs- 
und Ausstellungsfläche zulässig, wenn sie  

 

- nicht mit Waren und Gütern des täglichen Bedarfs handeln, 
- in einem unmittelbaren räumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit einem Großhandels-, 

Produktions- oder Handwerksbetrieb stehen und  
- diesem gegenüber in der Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind. 

1.2 In dem Gewerbegebiet (GE) sind in den Bauflächen Nr. 5, 14, 16 und 15a gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 3 

BauNVO Tankstellen zulässig.  

In dem Gewerbegebiet (GE) sind in den Bauflächen Nr. 1 bis 4, 6 bis 13 und 15 b Tankstellen gemäß     

§ 1 Abs. 5 BauNVO nicht zulässig. 

1.3 Im Gewerbegebiet (GE) sind Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für 

Betriebsleiter, die dem Gewerbegebiet zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse 
untergeordnet sind, gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO ausnahmsweise zulässig, sofern sie in 
technischen Betriebsgebäuden untergebracht sind. 

1.4 In dem Gewerbegebiet (GE) ist die nach § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO zulässige Nutzung - 

Vergnügungsstätten - gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. 

1.5 In dem Gewerbegebiet (GE) sind gemäß § 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO folgende Unterarten von 

Gewerbebetrieben aller Art (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO i.V.m. § 33 GewO - Gewerbeordnung) 

I. Wettbüros, 
II. Hostessenbetriebe, 

III. Bordelle, 
IV. Spielhallen 

 

unzulässig. 

 

2. Bauweise 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO) 

In den Bauflächen 'BFL 1' bis 'BFL 11' sind Gebäude in der abweichenden Bauweise (a) mit einer 

Länge und Breite von mehr als 50 m innerhalb der festgesetzten überbaubaren Grundstücksfläche 
(Baugrenze) zulässig. 

 

3. Höhe der baulichen Anlagen (Gebäudehöhe) 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 18 Abs. 1 BauNVO) 

3.1 Es werden die maximalen Gebäudehöhen (GH) durch die Höhenangabe in Meter über NHN 

(Normalhöhennull) festgesetzt. 

3.2 Die Gebäudehöhe wird durch die Oberkante des Daches begrenzt. Eine Überschreitung durch 
Dachaufbauten ist nicht zulässig. 

3.3 Die Bauflächen Nr. 15a und 15b unterteilen sich in 32 Sektoren, für die jeweils unterschiedliche 
maximale Gebäudehöhen (GH) zulässig sind: 

 

Sektor 

(Nr.) 

maximale 

Gebäudehöhe 

(Meter über NHN) 

1 38,19 

Übersichtsplan ohne Maßstab

REGEL-
VERFAHREN 

Bearbeitung : 21.11.2017, 12.12.2017, 20.03.2018, 07.06.2018, 20.06.2018,
05.07.2018, 22.10.2018, 05.11.2018

ART DES VERFAHRENS :
VORHABEN- UND ERSCHLIES-
SUNGSPLAN (§ 12 BauGB) 

STAND DES VERFAHRENS: § 3(1) BauGB § 4(2) BauGB § 4a(3) BauGB § 10 BauGB

BESCHLEUNIGTES VERFAHREN (B-PLÄNE 
DER INNENENTWICKLUNG § 13a BauGB)

EINFACHER BEBAUUNGS- 
PLAN (§ 30 (3) BauGB)

VEREINFACHTES
VERFAHREN  (§ 13 BauGB)

Teil B: Text

Satzung der  Gemeinde Schönkirchen, Kreis Plön,
über den Bebauungsplan Nr. 44  

GEÄNDERT :

§ 4(1) BauGB § 4a(2) BauGB § 3(2) BauGB § 1(7) BauGB

Verfahrensvermerke

Für den Bereich östlich des Gewerbegebietes 'Söhren', östlich der B 502, 
südwestlich des 'Mönkeberger Weges' und nordwestlich der 'Schönberger 
Landstraße' (L 50)

Satzung der Gemeinde Schönkirchen, Kreis Plön, über den  Bebauungsplanes Nr. 44

Teil A: Planzeichnung  M 1 : 1.000

Aufgrund des  § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) sowie nach § 84  der Landesbauordnung  Schleswig-Holstein (LBO)  und des § 18 des Bundesnaturschutzgesetzes  (BNatSchG)  wird nach  Beschlussfassung  durch  die  
Gemeindevertretung vom 05. November 2018  folgende  Satzung  der  Gemeinde Schönkirchen über  die  Aufstellung  des  Bebauungsplanes Nr. 44, für das Gebiet  östlich des Gewerbegebietes "Söhren", östlich der 
Bundesstraße B 502, südwestlich des "Mönkeberger Weges" und nordwestlich der "Schönberger Landstraße" (L 50), bestehend aus der Planzeichnung -Teil A-  und dem Text, -Teil B-, erlassen. 

Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. I S. 3786).

Für den Bereich östlich des Gewerbegebietes "Söhren", östlich der Bundesstraße B 502, südwestlich des "Mönkeberger Weges" und 
nordwestlich der "Schönberger Landstraße" (L 50)

Planzeichenerklärung
RECHTSGRUNDLAGENERLÄUTERUNGENPLANZEICHEN

1. FESTSETZUNGEN  (§ 9 BauGB und BauNVO)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
des Bebauungsplanes Nr.  44

§ 9 Abs. 7 BauGB

ART DER BAULICHEN NUTZUNG

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB
+ § 8 BauNVO

GewerbegebietGE

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG

HÖHE BAULICHER ANLAGEN ALS HÖCHSTMASS

GRZ 0.80 Grundflächenzahl, z.B. 0.80

GH
 max. 40.00m

Maximal zulässige Gebäudehöhe in NHN (Normalhöhennull)
z.B. 40.00 m

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB
+ § 16 Abs. 2 + 3, § 18 BauNVO

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB
+ § 16 Abs. 2 + 3, § 19 BauNVO

BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN

Baugrenze § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB
+ § 23 BauNVO

VERKEHRSFLÄCHEN

§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGBStraßenverkehrsfläche  

Flächen für Abwasserbeseitigung,
hier: Regenrückhaltebecken

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung 
und Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen

§ 5 Abs. 2 Nr. 4 BauGB

Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen

Hochspannungsleitung (110 kV-Leitung) § 5 Abs. 2 Nr. 4 BauGB

Gas- und Wasserleitung unterirdisch § 5 Abs. 2 Nr. 4 BauGB

Wegeverbindung

RRB

Zweckbestimmung

§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

GRÜNFLÄCHEN

Grünfläche

Dauerkleingärten § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Naturschutzfläche mit Zweckbestimmung: 
Naturnahe Wiese

§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB BauGB

PLANUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN, MASSNAHMEN UND FLÄCHEN FÜR
MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON
BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT 

§ 29 StrWGAnbauverbotszone: 
20m  zu Bundes-  und  Landesstraßen

2. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN (§ 9 Abs. 6 BauGB)

Böschung, vorhanden

3. DARSTELLUNG OHNE NORMCHARAKTER

42/9 Flurstücksbezeichnung

Flurstücksgrenze,  vorhanden

Bebauung, vorhanden

Höhenlinie, Lage ü. NHN,  z.B. 22.0 m ü.NHN

Wasserfläche (Gräben) § 9 Abs. 1 Nr. 16 + Abs. 6 BauGB

WASSERFLÄCHEN UND FLÄCHEN FÜR DIE WASSERWIRTSCHAFT, DEN   
HOCHWASSERSCHUTZ UND DIE REGELUNG DES WASSERABFLUSSES

Knick, neu anzulegen § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB

SONSTIGE PLANZEICHEN

Abgrenzung  des  Maßes  der  baulichen  Nutzung § 16 Abs. 5 BauNVO

Knick  mit  Überhältern, gesetzlich geschütztes Biotop § 21 LNatSchG
i.V.m. § 30 BNatSchG

Straßenverkehrsfläche außerhalb des Plangeltungsbereiches

Flächen für Abwasserbeseitigung,
hier: Mögliches Regenrückhaltebecken außerhalb des Plangeltungs-
bereiches bei Erweiterung des Gewerbegebietes

RRB

§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGBHecke, neu zu pflanzen

§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGBVerkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung

§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGBFußgänger- und Radfahrerbereich

Baum, zu erhalten § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB

NAT

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 

§ 9 Abs. 1 Nr. 20 + Abs. 6 BauGB

Knickschutzstreifen § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB BauGB

Abweichende  Bauweisea § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB
+ § 22 BauNVO

Sichtdreieck

Straßenbegrenzungslinie § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Umgrenzung der Flächen für besondere Anlagen und Vor-
kehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
LPB III und LPB III* 

§ 9 Abs. 1 Nr. 24
 und Abs. 4 BauGBLPB IV Lärmpegelbereich (LPB) gemäß lärmtechnischer Untersuchung Verkehrslärm

(vgl. Ziffer 6 Teil B Text)

§ 9 Abs. 1 Nr. 24
 und Abs. 4 BauGB

Umgrenzung der Flächen für besondere Anlagen und Vor-
kehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen
LPB IV, LPB IV* und LPB IV**  

§ 9 Abs. 1 Nr. 24
 und Abs. 4 BauGB

Darstellung ohne Normcharakter
Straßenregelquerschnitt M 1 : 100

Gesetzlich geschützte Biotope:
Kleingewässer

§ 9 Abs. 6 BauGB
i.V.m § 30 LNatSchG§

Umgrenzung von Flächen mit Bindung für Bepflanzung
und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und  
sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern

§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB

Eingrünung (Öffentliches Grün) § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB
ÖGEG

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Fläche zugunsten 
der Gemeinde sowie der Ver- und Entsorgungsträger

§ 9 Abs. 1 Nr. 21 + Abs. 6 BauGBGFL1

Mit Leitungsrechten zu belastende Fläche zugunsten 
der Gemeinde sowie der Ver- und Entsorgungsträger

§ 9 Abs. 1 Nr. 21 + Abs. 6 BauGBL1

Darstellung des Leitungsschutzbereiches mit 10 m Abständen 
in Bezug auf die 110 kV-Leitung

§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGBÖffentliche ParkplätzeP

§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGBElektrizität (Trafostation)

F
R

1 Nummerierung der Sektoren (siehe textliche Festsetzung 3.3)

Verkehrsgrün (Öffentliches Grün)VGÖG
§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

22.0

BFL 1 Nummerierung der Bauflächen, z. B. Baufläche (BFL) 1

KNS

4.3 Werbeanlagen an Gebäuden 

4.3.1 Werbeanlagen sind nur an der Stätte ihrer Leistung und nur unterhalb der Traufe und in den 
Giebelbereichen/ -flächen zulässig.  

4.3.2 Werbeanlagen in der Dachzone sind nicht zulässig.  

4.2 Freistehende Werbeanlagen (Werbepylone) 

4.2.1 In dem Gewerbegebiet (GE) ist je Gewerbeansiedlung an der Stätte ihrer Leistung ausnahmslos eine 

(1) freistehende Werbeanlage (Werbepylon) zulässig. Die freistehende Werbeanlage (Werbepylon) ist 
bis zu einer folgenden Größe zulässig: 

 

- Freistehende Werbeanlage (Werbepylon) mit einer maximalen Höhe von 6,00 m und einer 
maximalen Breite von 2,00 m. 

- Für die einzelne Werbefläche je Seite der freistehenden Werbeanlage ist eine Größe von 
maximal 8 m² zulässig. 

4.2.3 Der Abstand der freistehenden Werbeanlagen (Werbepylone) zu der öffentlichen 
Straßenverkehrsfläche (Planstraße A) muss mindestens 1,50 m betragen. Zusätzlich sind die 
Sichtflächen an den Zufahrten gemäß der Richtlinien (RASt06) zu beachten.  

4.3 Fahnenmasten sind als Werbeanlagen bis zur maximalen Gebäudehöhe (GH max. über NHN) der 

jeweiligen Baufläche zulässig. 

 

5. Von der Bebauung freizuhaltende Fläche - Sichtdreieck 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) 

Die Fläche des Sichtdreieckes ist von jeglichen baulichen und technischen Anlagen freizuhalten. 
Bepflanzungen und Einfriedigungen von mehr als 0,80 m Höhe sind unzulässig. Bäume dürfen nicht 
innerhalb des Sichtdreieckes gepflanzt werden. 

 

6. Lärmimmissionen / Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen  

(§ 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO, § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

6.1  Gewerbelärm 

Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 44 sind nur Betriebe und Anlagen 
zulässig, deren Lärmemissionen soweit begrenzt sind, dass die nachfolgend angegebenen 
Emissionskontingente LEK gemäß DIN 45691 tags (06.00 ‐ 22.00 Uhr) und nachts (22.00 - 06.00 Uhr) 

nicht überschritten werden. Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach der DIN 45691, Abschnitt 5. 

 

Benennung der 

Bauflächen  

gemäß 

Teil A:  

Planzeichnung 

Benennung der 

Bauflächen 

gemäß 

der lärmtechnischen 

Untersuchung 

Emissionskontingent LEK 

LEK,T 

[dB(A)/m²] 

LEK,N 

[dB(A)/m²] 

BFL 1 BFL 1 52 35 

BFL 2 BFL 2 50 34 

BFL 3 BFL 3 50 34 

BFL 4 BFL 4 52 35 

BFL 5 BFL 5 52 36 

BFL 6 BFL 6 52 35 

BFL 7 BFL 7 52 35 

BFL 8 BFL 8 45 32 

BFL 9 BFL 9 45 32 

BFL 10 BFL 10 52 36 

2 37,14 

3 36,14 

4 35,33 

5 34,53 

6 33,89 

7 33,28 

8 32,82 

9 32,48 

10 32,13 

11 31,98 

12 31,87 

13 31,80 

14 31,87 

15 32,05 

16 32,29 

17 32,68 

18 33,09 

19 33,67 

20 34,27 

21 35,04 

22 35,84 

23 36,78 

24 37,39 

25 38,90 

26 40,00 

27 40,00 

28 40,00 

29 40,00 

30 40,00 

31 40,00 

32 40,00 

 

3.4 In den Bauflächen Nr. 1 bis 14 und 16 sind von der festgesetzten maximalen Gebäudehöhe 
ausgenommen: betriebsbedingte technische Anlagen, Anlagen für Lüftung und Kühlung, Schornsteine 
und betriebsbedingte Antennenanlagen sowie untergeordnete Bauteile. Durch die vorgenannten 
Anlagen und Bauteile ist in den Bauflächen Nr. 1 bis 14 und 16 eine Überschreitung der maximalen 
Gebäudehöhe um bis zu 3,00 m zulässig. 

 

4. Werbeanlagen im Gewerbegebiet  

(§ 9 Abs. 4 BauGB und § 84 LBO-SH) 

4.1 Grundsätzlich dürfen von Werbeanlagen keine Blendwirkungen für den Straßenverkehr auf der 
Bundesstraße B 502 ausgehen. 

4.2 Werbeanlagen mit wechselndem und/ oder bewegtem Licht sind unzulässig. 

BFL 11 BFL 11 52 36 

BFL 12 BFL 12 52 36 

BFL 13 BFL 13 52 36 

BFL 14 BFL 14 53 40 

BFL 15 a BFL 15 a1 53 40 

BFL 15 a2 52 35 

 

BFL 15 b 

BFL 15 b1 52 36 

BFL 15 b2 52 35 

BFL 15 b3 50 34 

BFL 16 BFL 16 53 40 

 

Für die im Lageplan dargestellten Richtungssektoren mit Bezugspunkt x = 32579000,00 / y = 
6022100,00 (nach UTM ETRS 89) erhöhen sich die Emissionskontingente LEK um die in der folgenden 
Tabelle dargestellten Zusatzkontingente LEK,zus. Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit des 
Vorhabens erfolgt nach DIN 45691, Abschnitt 5, wobei in den Gleichungen (6) und (7) für außerhalb 
des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 44 gelegene Immissionsorte im jeweiligen 
Richtungssektor LEK durch LEK + LEK,zus zu ersetzen ist. Die Summe darf einen Wert von maximal 65 
dB(A)/m² tags und nachts nicht überschreiten. 

 

Sektor Anfang 

[°] 

Ende 

[°] 

Zusatzkontingent 

LEK,T,zus 

[dB(A)/m²] 

LEK,N,zus 

[dB(A)/m²] 

A 48 127 7 2 

B 127 150 0 7 

C 150 168 10 0 

D 168 190 11 11 

E 190 275 17 20 

F 275 345 10 11 

G 345 48 6 7 

 

Bei der Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens sind Immissionsorte außerhalb 
des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 44 zu berücksichtigen.  

Die Berechnung der Immissionsanteile an den maßgebenden außerhalb des Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes Nr. 44 gelegenen Immissionsorten aus den festgesetzten Emissionskontingenten 
und den Zusatzkontingenten ist nach Vorgaben der DIN 45691 ohne Berücksichtigung von 
Abschirmungen, Reflexionen oder anderen akustischen Parametern durchzuführen. 

Ein Betrieb ist zulässig, wenn der nach TA Lärm berechnete Beurteilungspegel Lr am jeweils 
betrachteten Immissionsort innerhalb der oben genannten Richtungssektoren den Immissionsanteil 
einhält oder unterschreitet, der aus dem für das Betriebsgrundstück festgesetzten 
Emissionskontingent zuzüglich Zusatzkontingent berechnet wird. 

Ein Vorhaben ist auch dann zulässig, wenn der nach TA Lärm berechnete Beurteilungspegel Lr am 
jeweils betrachteten Immissionsort den Immissionsrichtwert nach TA Lärm um mindestens 15 dB(A) 
unterschreitet. 

Für Immissionsorte innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 44 sind die allgemein 
gültigen Regelungen der TA Lärm zu berücksichtigen. 

 
 

Im Feld mit der Bezeichnung LPB III* ist zur Einhaltung unbedenklicher Innenraumpegel in 
schutzbedürftigen Räumen im Sinne der DIN 4109-1 das erforderliche gesamte Bau-Schalldämmmaß 
der Außenbauteile gemäß Lärmpegelbereich III der DIN 4109-1 für alle der Bundesstraße B 502 
zugewandten und senkrecht zu dieser liegenden Fassaden vorzusehen. 

Im Feld mit der Bezeichnung LPB IV** ist zur Einhaltung unbedenklicher Innenraumpegel in 
schutzbedürftigen Räumen im Sinne der DIN 4109-1 das erforderliche gesamte Bau-Schalldämmmaß 
der Außenbauteile gemäß Lärmpegelbereich IV der DIN 4109-1 an allen Fassaden vorzusehen. 

Die betroffenen Fassaden sind in Abhängigkeit der Raumnutzung auszuführen (siehe Tabelle 1, DIN 
4109-1). Beim Lärmpegelbereich IV der DIN 4109 beträgt das erforderliche gesamte Bau-
Schalldämmmaß der Außenbauteile an Büroräumen und ähnlichen Räumen mindestens R´w,res = 35 
dB. Beim Lärmpegelbereich III der DIN 4109 beträgt das erforderliche gesamte Bau-Schalldämmmaß 
der Außenbauteile mindestens    R´w, res = 30 dB. Für Wohnräume sind die vorgenannten Werte um 5 
dB zu erhöhen. 

Die Schalldämmmaße sind durch alle Außenbauteile eines Raumes gemeinsam zu erfüllen und in 
Abhängigkeit des Verhältnisses der Außenwandfläche zur Grundfläche gegebenenfalls mit 
Korrekturfaktoren zu versehen (siehe DIN 4109-2, Schallschutz im Hochbau, Teil 2: Rechnerische 
Nachweise der Erfüllung der Anforderungen). 

Die Berechnung des zu erbringenden bewerteten Schalldämmmaßes der Umfassungsbauteile eines 
Raumes ist jeweils für das tatsächliche Objekt durch einen Sachverständigen (Architekt, Bauphysiker) 
zu berechnen.  

Ausnahmen von den Festsetzungen können zugelassen werden, soweit durch einen 
Sachverständigen nachgewiesen wird, dass geringere Maßnahmen ausreichen. 

 

7. Grünordnung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB) 

7.1 Erhalt von Knicks 

Die Knicks sind dauerhaft zu erhalten. Sie sind in einem Rhythmus von 10 bis 15 Jahren auf den Stock 
zu setzen. Eine gärtnerische Pflege der Knicks ist nicht zulässig. Beeinträchtigungen des Knickwalles 
und der Knickgehölze sind nicht zulässig. Bei Abgang einzelner Gehölze sind Ersatzpflanzungen 
vorzunehmen. Hierbei sind einheimische, standortgerechte Gehölze zu verwenden. 

 

7.2 Knickschutzstreifen 

 

Die Knickschutzstreifen sind von baulichen Anlagen jeglicher Art freizuhalten. Die Lagerung von 
Materialien jeglicher Art, Bodenverdichtungen, Versiegelungen, sonstige Bodenbefestigungen, 
Bodenabgrabungen und Bodenaufschüttungen sind unzulässig. Die Knickschutzstreifen sind zu 
extensiv gepflegten Wiesensäumen zu entwickeln. 

 

7.3 Erhalt von Bäumen 

 

Die Bäume sind dauerhaft zu erhalten. Abgestorbene Äste (Totholz) sind zu beseitigen, sofern es aus 
Gründen der Verkehrssicherheit, zum Schutz der Gebäude und der sonstigen baulichen Anlagen oder 
zum Schutz der Standsicherheit der Bäume erforderlich ist. Bei Abgang eines Baumes ist eine 
Ersatzpflanzung unter Verwendung der gleichen Baumart vorzunehmen. 

 

7.4 Neuanlage von Knicks 

 

Die Knicks sind mit einem Erdwall herstellen. Die Wallkronen sind mit einheimischen, 
standortgerechten Gehölzen zu bepflanzen. Die Knicks sind dauerhaft zu erhalten. Sie sind in einem 
Rhythmus von 10 bis 15 Jahren auf den Stock zu setzen. Eine gärtnerische Pflege der Knicks ist nicht 
zulässig. Beeinträchtigungen des Knickwalles und der Knickgehölze sind nicht zulässig. Bei Abgang 
einzelner Gehölze sind Ersatzpflanzungen vorzunehmen.  

 

 

 

 

7.5 Neuanlage einer Hecke 

 

Die Hecke ist zweireihig zu pflanzen. Hierbei ist von folgenden Gehölzarten eine Auswahl zu treffen: 
Weißdorn, Hasel, Schlehe, Holunder, Gemeiner Schneeball, Wildrose und Obstgehölze. Die Hecke ist 
dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang einzelner Gehölze sind Ersatzpflanzungen unter Verwendung der 
vorgenannten Gehölzarten vorzunehmen. 

 

7.6 Pflanzung von Bäumen 

 

An der Planstraße A sind innerhalb des Parkstreifens insgesamt 21 Laubbäume zu pflanzen. An den 
Planstraßen B und C sind insgesamt 7 Laubbäume zu pflanzen. Die Baumstandorte müssen jeweils 
eine Pflanzfläche von mindestens 8 m² aufweisen. Die Pflanzflächen dürfen weder versiegelt noch 
befestigt werden. Für die Bäume ist die folgende Pflanzqualität zu wählen: Hochstamm, dreimal 
verpflanzt (3xv), 16 - 18 cm Stammumfang. Folgende Baumarten sind zulässig: Hainbuche, Feldahorn, 
Baumhasel, Schwedische Mehlbeere, Echte Mehlbeere, Zierbirne und Zierapfel. Die Bäume sind zu 
pflegen und dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang eines Baumes ist eine Ersatzpflanzung unter 
Verwendung einer der vorgenannten Baumarten vorzunehmen. 
 

7.7 Bepflanzung von Böschungen 

 

Die Böschungen, die auf den Gewerbegrundstücken aufgrund von Erdarbeiten zur Herstellung eines 
ebenen Baugrundes entstehen, sind, sofern sie eine Höhe von mindestens 1,75 m aufweisen, 
flächendeckend mit einheimischen, standortgerechten Sträuchern zu bepflanzen. Hierbei ist von 
folgenden Straucharten eine Auswahl zu treffen: Weißdorn, Hasel, Schlehe, Holunder, Gewöhnlicher 
Schneeball, Roter Hartriegel, Gemeines Pfaffenhütchen und Hundsrose. Die Bepflanzungen sind zu 
pflegen und dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang von Gehölzen ist eine Ersatzpflanzung unter 
Verwendung der vorgenannten Straucharten vorzunehmen. 
 

8. Hinweise 

 
8.1 Hinweise zur Zulässigkeit von Baumaßnahmen in den Bauflächen Nr. 15a und 15b sowie im Bereich 

der Planstraße B 
Die Bauflächen Nr. 15a und 15b liegen innerhalb des Leitungsschutzbereiches in Bezug auf die 110-
kV-Freileitung (Hochspannungsleitung). Das gleiche gilt für einen Abschnitt der Planstraße B. Alle 
Baumaßnahmen, die innerhalb des Leitungsschutzbereiches vorgesehen sind, bedürfen der 
Genehmigung durch die Schleswig-Holstein Netz AG. Die Schleswig-Holstein Netz AG ist die 
Betreiberin der 110-kV-Freileitung. 
 
Für den Leitungsschutzbereich bestehen zusätzlich folgende Auflagen: 
 

 Der Lage- und Profilplan der Schleswig-Holstein Netz AG (e-on Netz) mit den zulässigen Arbeits- 
und Bauhöhen innerhalb des Leitungsschutzbereiches in Bezug auf die bestehende 110-kV-
Freileitung zwischen' Mast 008' und 'Mast 009', Stand: 22.08.2018, ist zu beachten (siehe Anlage 
zur Begründung). 

 Die Oberkante der Fahrbahn der Planstraße B darf in dem Abschnitt, der im Leitungsschutzbereich 
liegt, 28,70 m über NN nicht überschreiten. 

 Für weitere Einbauten an der Planstraße B, wie z. B. Straßenbeleuchtung, sind die maximalen 
Bau- und Arbeitshöhen (siehe Lage- und Profilplan) anzusetzen. 

 Bäume dürfen innerhalb des Leitungsschutzbereiches nur bis zu einer maximalen Aufwuchshöhe 
von 30 m über NN angepflanzt werden. Sofern diese maximalen Höhen überschritten werden, 
muss der Rückschnitt durch den jeweiligen Grundstückseigentümer auf eigene Kosten erfolgen. 

 Bereits in der Planungsphase muss berücksichtigt werden, dass alle Arbeiten mit Betrieb der 
110-kV-Leitung erfolgen und die genannten Schutzabstände zwingend eingehalten werden 
müssen. Die Hinweise und Erläuterungen im 'Merkheft für Baufachleute' (herausgegeben von der 
Schleswig-Holstein Netz AG) sind zu beachten. 

 
8.2 Hinweise zur Berücksichtigung der Hochspannungsleitung (110-kV-Leitung) 

Im Nahbereich von Freileitungen mit einer Spannung von 110 kV soll bei der Errichtung von 
Wohngebäuden, Kindergärten, Spielplätzen und ähnlichen Einrichtungen zum Aufenthalt von 
Menschen ein seitlicher Mindestabstand von 10 m zu den äußeren Leitern nicht unterschritten werden 
oder die Einhaltung der Grenzwerte für die elektrische Feldstärke und die magnetische Flussdichte 
nach den §§ 3 und 4 der 26. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über elektromagnetische Felder - 26. BImSchV) vor einer entsprechenden Bebauung 
nachgewiesen werden. 
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